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— Drucksache V/1983 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Kuchtner 


Der Entwurf eines . . . Gesetzes zur Änderung des 
Grundgesetzes wurde in der 157. Sitzung des Bun- 
destages vom 16. Februar 1968 an den Rechtsaus- 
schuß federführend und an den Ausschuß für Wahl- 
prüfung, Immunität und Geschäftsordnung mitbera- 
tend überwiesen. Der Rechtsausschuß hat die Vor- 
lage am 27. Juni und 25. September 1968 behandelt. 
Die Zustimmung des Ausschusses für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung erfolgte in der 
Sitzung vom 28. Juni 1968. 

Die Kürze der sogenannten Bundesratsfristen hat 
von jeher Anlaß zur Kritik gegeben. Es handelt sich 
einmal um die Dreiwochenfrist für die Stellungnahme 
zu den Regierungsvorlagen, zum anderen um die 
Zweiwochenfrist für die Anrufung des Vermittlungs- 
ausschusses und ferner um die Einwochenfrist für die 
Einlegung des Einspruchs. Im Parlamentarischen Rat 
hat offensichtlich die Überlegung, daß der Bundesrat 
etwa mit diesen Fristen nicht auskommen könnte, 
nicht die Bedeutung gespielt. Vorherrschend war 
vielmehr die Befürchtung, daß ohne diese Straffung 
das Gesetzgebungsverfahren willkürlich verzögert 
werden könnte. Die Verfassungswirklichkeit hat ge- 
zeigt, daß irgendein Anlaß für diese Befürchtung nie 
bestanden hat. Im Gegenteil sind durch Absprachen 
mit den Ministerien Praktiken entwickelt worden, 
die einer Verlängerung der Fristen in gewisser 
Weise nahekommen. So wurden die Regierungsvor- 
lagen jeweils freitags dem Bundesrat zugeleitet, da 
dieser in einem Zwei- oder Dreiwochenturnus an 
Freitagen tagt. Auch die Zuleitung der beschlossenen 
Gesetze durch den Bundestag an den Bundesrat 
wurde jeweils vereinbart, also nicht unmittelbar 
nach der Beschlußfassung ausgeführt. Verständlicher- 
weise wurde auch während der Ferienzeit nicht zu- 


gestellt. Alle diese Praktiken sind unbefriedigend 
und auch nicht korrekt. Sie haben im übrigen dem 
Zeitdruck des Bundesrates nicht abhelfen können. 

Auch die Überlegung, ohne eine Grundgesetzände- 
rung das Nachschieben verspäteter Stellungnahmen 
zuzulassen, führt zu keinem befriedigenden Ergeb- 
nis. Die Bundesregierung hat dies in der Vergangen- 
heit fairerweise von Fall zu Fall getan, aber sie 
brauchte es nicht. Insoweit erhält diese Frist doch 
den Charakter einer Ausschlußfrist. 

Wenn jetzt die Länge der Fristen verdoppelt wird, 
so geschieht dies hauptsächlich aus drei Gründen: 

1. Sämtlichen an der Gesetzgebung beteiligten 
Organen müssen optimale Bedingungen für die 
Beratung eines Gesetzentwurfs eingeräumt wer- 
den. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die 
Praktikabilität der Gesetze und die Glaubwür- 
digkeit der Demokratie. 

2. Da die Länder in der Regel die Bundesgesetze 
auszuführen haben, steht ihnen ein beachtliches 
Maß an praktischer Erfahrung zur Verfügung und 
damit auch konkrete Vorstellungen, wie die prak- 
tische Erfahrung in das Gesetzgebungsverfahren 
eingebracht werden kann. 

3. Ein gut vorbereitetes Gesetz, daß die Einwände 
des Bundesrates berücksichtigt, erleichtert den 
Ausschüssen des Bundestages die Arbeit, verhin- 
dert die Anrufung des Vermittlungsausschusses 
und führt zur schnelleren Verabschiedung der 
Gesetze. 

Diese Meinung war im Rechtsausschuß einmütig. 
Wenn sich der Vertreter der FDP als Opposition in 
der Schlußabstimmung gegen die Vorlage ausgespro- 
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dien hat, so nur aus dem Grunde, daß er die Ver- 
abschiedung dieser Vorlage lieber in Zusammenhang 
mit der Haushaltsreform gesehen hätte, seine Ab- 
lehnung sich also nur gegen den Zeitpunkt der Ver- 
abschiedung gerichtet hat. 

Gegenüber der Bundesratsvorlage fügte der 
Rechtsausschuß in Artikel 1 Nr. 1 entsprechend dem 
Vorschlag der Bundesregierung die Möglichkeit der 
Fristenverkürzung in dringenden Fällen ein. Dabei 
wich er von dem vorgeschlagenen Wortlaut der 
Bundesregierung insoweit ab, als er für das Wort 
„dringlich" die Worte „besonders eilbedürftig" 
wählte, um die irrtümliche Annahme zu verhindern, 
es könne sich um ein Verfahren gemäß Artikel 115 d 


des Grundgesetzes handeln. Er hat die Fristenver- 
kürzung jedoch auf Ausnahmefälle beschränkt und 
zum Ausdruck gebracht, daß es letztlich Sache des 
Ältestenrates sei, dringliche Vorlagen, die ohne die 
Stellungnahme des Bundesrates zugeleitet worden 
seien, erst dann auf die Tagungsordnung zu setzen, 
wenn die fehlende Stellungnahme des Bundesrates 
nachgereicht worden sei. 

Der Rechtsausschuß verbindet mit seinem Bericht 
die Anerkennung, daß der Bundesrat stets bemüht 
war, seine Fristen einzuhalten, selbst wenn dies nur 
mit einer erheblichen Belastung der Beamtenschaft 
zu erreichen war. Die Neuregelung führt die Bela- 
stung auf ein erträgliches Maß zurück. 


Bonn, den 25. September 1968 


Frau Dr. Kuchtner 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/1983 — mit der 
Maßgabe, daß in Artikel 1 Nr. 1 folgender Halbsatz 
angefügt wird: 

, . . . und folgender Satz 3 angefügt: 

„Die Bundesregierung kann eine Vorlage, die sie 
bei der Zuleitung an den Bundesrat ausnahmsweise 
als besonders eilbedürftig bezeichnet hat, nach drei 
Wochen dem Bundestage zuleiten, auch wenn die 
Stellungnahme des Bundesrates noch nicht bei ihr 
eingegangen ist; sie hat die Stellungnahme des Bun- 
desrates unverzüglich nach Eingang dem Bundestage 
nachzureichen." ', 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzuneh- 
men. 


Bonn, den 25. September 1968 


Der Rechtsausschuß 

Dr. Wilhelmi Frau Dr. Kuchtner 

Vorsitzender Berichterstatterin 


2 



